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Als die Selbstverständlichkeit der transatlantischen Kooperation schwand, hätten die USA und Europa der Partnerschaft neues Leben einhauchen müssen. C. HARTMANN / REUTERS

Deutschland
fehlt der
Wille zum
strategischen
Denken
Die Entfremdung in den transatlantischen Beziehungen
liegt nicht allein an Trump und den USA. Insbesondere die
deutsche «Germany first»-Politik ist dafür verantwortlich.
Gastkommentar von Stephan Bierling

Donald Trump war während seiner vierjährigen
Präsidentschaft an vielem schuld, aber nicht an
allem. In den transatlantischen Beziehungen sogar
an weniger, als ihm die Politik und viele Medien in
Europa zuschieben. Natürlich haben sein konfron-
tativer Stil, seine aggressive Sprache und sein Bruch
mit diplomatischen Normen das Verhältnis un-
nötig belastet. SeinAustritt aus dem Pariser Klima-
abkommen und seine Kündigung des Atomdeals
mit Iran waren Fehler, weil sie schwer erkämpfte
Kompromisse zerstörten. Doch Trump machte es
den Europäern und Deutschen auch leicht, weil er
wegen seines selbstherrlichen Auftretens so ver-
hasst wie keiner seiner Vorgänger war und sie des-
halb dieVerantwortung für alle negativen Entwick-
lungen auf ihn abwälzen konnten.

Dabei hatten sich die transatlantischen Bezie-
hungen schon seit 1991 verschlechtert.Dieswar kei-
neswegs überraschend, denn die enge Zusammen-
arbeit in den Jahren des Kalten Kriegs ging auf die
sowjetische Bedrohung zurück:Während vier Jahr-
zehnten verschmolz das globale Interesse derWelt-
machtUSA,Moskau einzudämmen,mit dem regio-
nalen Interesse Westeuropas. Mit dem Kollaps der
Sowjetunion ging diese Ausnahmephase zu Ende.

Und so kam es: Die USA fokussierten sich auf
neue weltpolitische Herausforderungen, nach Sad-
damHusseinsKuwait-Annexion und infolge der isla-
mistischenTerrorattacken von 9/11 zunächst auf den
weiteren Mittleren Osten, später mit dem rapiden
Machtzuwachs Chinas auf Ostasien. Die EU und
Deutschland konzentrierten sich darauf, ihre unmit-
telbare Nachbarschaft zu stabilisieren und die Union
zuvertiefen.DiehohenKostender Interventionen im
Irak und inAfghanistan, die Finanz- und Euro-Krise
sowie die Massenmigration führten dazu, dass sich
beide Seiten immer mehr auf ihre Binnenprobleme
fokussierten. In einer gefährlichen und unübersicht-
lichen Welt kehrten Nationalismus und Isolationis-
mus als treibende Kräfte der Innen- undAussenpoli-
tik zurück.DieWahlTrumpswar ebensowie derBre-
xit Ausdruck, nicht Auslöser dieser Entwicklungen.

Als die Selbstverständlichkeit der transatlan-
tischen Kooperation schwand, hätten die USA
und Europa alles daransetzen müssen, der Part-
nerschaft neues Leben einzuhauchen. Dabei ver-
sagte insbesondere Deutschland.Washington stellt
für die Bundesrepublik nämlich essenzielle «kol-
lektive Güter» zurVerfügung:militärischen Schutz
durch die bei ihr stationiertenTruppen, die Organi-
sation der kollektivenVerteidigung imRahmen der
Nato und den Nuklearschirm; offene Märkte und
Sicherheit der globalenTransportwege ermöglichen
es der Bundesrepublik zudem, mehr zu exportie-
ren als jedes andere Land vergleichbarer Grösse,
und garantieren damit einen enormenWohlstand.

Klug wäre es also für Deutschland, sich den
USA als verlässlicher Partner zu erweisen und ak-
tiv am Erhalt der von ihnen etablierten internatio-
nalen Ordnungmitzuwirken.Deutschland verfolgte
in vielen Fällen allerdings eine «Germany first»-
Politik, lange bevor Trump 2015 den Begriff des

Wo der amerikanische
Präsident sein Credo
von «America first»
hinausposaunt,
verschleiert Berlin
seinen Alleingang bis heute.

«America first» zu seinem Motto machte. Damit
stellte Deutschland enge wirtschaftliche und wahl-
taktische Interessen über multilaterales Vorgehen.

«Bad,
very bad»
So scheiterte das Transatlantische Freihandels-
abkommen TTIP, von Angela Merkel und Barack
Obama 2013 lanciert, nicht primär an seinem kom-
plexen Inhalt, sondern an mangelnder Führung der
Bundesregierung. Damit verspielte Berlin die viel-
leicht letzte Chance für eine Generation,mit einem
Freihändler imWeissen Haus einen solchenVertrag
zu schliessen und so gemeinsam einem zunehmend
übermächtigen China entgegenzutreten.

Hinzu kommen die gigantischen Leistungsbi-
lanzüberschüsse. 2019 sammelte Deutschland zum
vierten Mal nacheinander das höchste Plus in der
Welt an und lag mit 276 Milliarden Dollar weit vor
Japan und China. Grund dafür ist die starke deut-
sche Exportindustrie, per se eine positive Sache.
Normalerweise wären solche Überschüsse ökono-
misch vernachlässigbar, weil sie in einem System
freier Wechselkurse den Wert der eigenen Wäh-
rung ansteigen liessen und sich in der Folge auto-
matisch reduzierten. In einer Währungsunion ist
dies allerdings unmöglich. Im Gegenteil hält die
EZB mit ihrer hyperexpansiven Geldpolitik den
Euro schwach und feuert damit deutsche Aus-
fuhren weiter an.

Die Folge: Die Bundesrepublik produziert
mehr, als sie konsumiert, und schafft auf diese
Weise zu Hause Arbeitsplätze auf Kosten der

Defizitländer. Dies stiess nicht nur bei Trump
auf massive Kritik, sondern auch beim Inter-
nationalemWährungsfonds, bei der Europäischen
Kommission, bei Emmanuel Macron, Giuseppe
Conte und Co. Der US-Präsident mag die Deut-
schen öffentlich als «bad, very bad» brandmar-
ken, aber viele Staats- und Regierungschefs dürf-
ten das Gleiche denken. Trotzdem tut Berlin aus
Rücksicht auf starke innenpolitische Interessen-
gruppen zu wenig, um den Binnenkonsum durch
Steuersenkungen und Deregulierungen anzukur-
beln und das Problem damit abzumildern.

Noch deutlicher wird die «Germany first»-
Politik im Verteidigungsbereich. In der Ab-
schlusserklärung des Nato-Gipfels in Wales im
Jahr 2014 verpflichteten sich die 28 Mitglieder
der Allianz, angesichts neuer Bedrohungen den
Anteil ihrer Verteidigungsausgaben am Brutto-
inlandprodukt innerhalb von zehn Jahren auf
2 Prozent zu erhöhen.Von den europäischen gros-
sen drei – Frankreich, Grossbritannien, Deutsch-
land – lag Berlin damals mit 1,1 Prozent auf dem
letzten Platz; bis 2019 stieg der Wert auf gerade
einmal 1,3 Prozent. Nach fünfzehn Jahren von
einer CDU-Kanzlerin und fünf CDU/CSU-Ver-
teidigungsministern befindet sich die Bundeswehr
in einem desolaten Zustand und kann den Ver-
bündeten im Ernstfall kein verlässlicher Partner
sein. Auch hier gilt: In Anbetracht der geringen
öffentlichen Unterstützung für Rüstungsausgaben
ging Berlin den egozentrisch-nationalen, nicht den
aufgeklärt-gemeinschaftlichen Weg.

Deutscher Trumpismus
vor Trump
Schliesslich Nord Stream, die deutsch-russische
Gaspipeline durch die Ostsee: Mit dem noch von
Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) nach sei-
nerAbwahl 2005 unterzeichneten Projekt vertiefte
Berlin über die Proteste wichtiger Partner hinweg
Sonderbeziehungen zu Moskau. Anstatt sich von
dieser kontroversen Politik zu verabschieden, hiel-
ten alle Nachfolgeregierungen unter Merkel daran
fest. 2013 genehmigte eine CDU/CSU/FDP-Koali-
tion sogar einVerdoppelnderPipeline-Kapazitäten.
Damit unterlief Deutschland zum einen Bemühun-
gen um eine integrierte europäische Energiepoli-
tik. Zum anderen kompromittierte es die Sicher-
heit mittelosteuropäischer EU- und Nato-Mitglie-
der und schwächte die ohnehin prekäre Sicherheits-
lage derUkraineweiter.DaswarTrumpismus lange
vor Trump: eigenen Firmen ökonomische Vorteile
verschaffen, unangenehme bündnispolitische Fra-
gen ignorieren, die legitimen Interessen von Part-
nern und schwächeren Staaten übergehen.

Wo der amerikanische Präsident jedoch sein
Credo von «America first» hinausposaunt, ver-
schleiert Berlin seinenAlleingang bis heute mit Be-
gründungen wie: Es handele sich bei Nord Stream
um ein reines Wirtschaftsprojekt, und man wolle
Russland durch ökonomische Verflechtung an sich
binden und nicht in dieArme Pekings treiben.Dies
ist widersprüchlich und angesichts von Russlands
Überfall auf die Ukraine, seiner Mordanschläge
auf Dissidenten imWesten und seines Cyberkriegs
gegen die Demokratie aus der Zeit gefallen.

Der Unwille zu strategischem Denken ist das
Grundübel der deutschen und damit zwangsläu-
fig der europäischen Aussenpolitik seit dem Ende
des Kalten Kriegs. Die Bundesrepublik brüskiert
die USA, den Dreh- undAngelpunkt ihrer Sicher-
heit, aber auch ihren engsten Verbündeten Frank-
reich. Der Preis dafür steigt täglich: Für keines der
vier erwähnten selbstgeschaffenen Probleme gibt
es heute leichte Lösungen, zu lange und zu tief
haben sie sich ins Gewebe der deutschen Aus-
senpolitik gefressen. Bleibt die Frage: Wer kann
mit den Auswüchsen einer «Germany first»-Poli-
tik brechen, wenn Merkels Amtszeit 2021 endet?
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